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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. April 1967 

II/l — 68070 — 5463/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Beihilfe für Ölsaaten 

eine Verordnung des Rats über die Festlegung der Richt- 
preise und Interventionsgrundpreise für Ölsaaten für das 
Wirtschaftsjahr 1967/68 

eine Verordnung des Rats zur Festsetzung der Kriterien 
für die Bestimmung des Weltmarktpreises für Ölsaaten 
und des Grenzübergangsortes. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 4. April 1967 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der EWG zu ihren Vorschlägen übermittelten Begründungen 
beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck: Bonner Universdtäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/1624 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Beihilfe für Ölsaaten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
insbesondere auf Artikel 27 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rats vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Grundsätze, nach denen die in Artikel 27 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Beihilfe 
gewährt und nach denen der Betrag der Beihilfe im 
Falle anormaler Verhältnisse festgesetzt wird, müs- 
sen festgelegt werden. Ferner sind die Einzelheiten 
der Überwachung des Anspruchs auf Beihilfe sowie 
die Vorschriften festzulegen, nach denen die vor- 
herige Festsetzung des Beihilfenbetrages zulässig ist. 

Der größte Teil der in der Gemeinschaft geernte- 
ten und dort verbrauchten Raps- und Rübsamen 
sowie Sonnenblumenkerne ist zur Ölgewinnung 
bestimmt. Diese Saaten sind in unmittelbarer Weise 
dem Wettbewerb von eingeführten Olsaaten aus- 
gesetzt, die in der Regel zu unter dem Richtpreis 
liegenden Preisen angeboten werden. Infolgedessen 
ist der Anspruch auf Beihilfe nur solchen Saaten 
einzuräumen, die in der Gemeinschaft geerntet und 
zur Gewinnung von öl verarbeitet werden. 

Um sicherzustellen, daß die Beihilfe nur für 
anspruchberechtigte Saaten gewährt wird, müssen 
die Mitgliedstaaten ein Verwaltungskontrollsystem 
für zur Ölgewinnung bestimmte Saaten einhei- 
mischer Erzeugung sowie für die gesamte Einfuhr 
von Saaten einrichten. Um die Überwachung der 
Saateneinfuhren zu erleichtern, ist vorzusehen, daß 
die Kontrolle mit der Hinterlegung einer Kaution 
verbunden werden kann. 

Um dem Ölhersteller die Kalkulation der Geste- 
hungskosten zu erleichtern, ist zu vermeiden, daß 
die Höhe der Beihilfe vom Zeitpunkt der Verarbei- 
tung abhängt. Es empfiehlt sich daher, die Höhe der 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. November 1966, S. 3393/66 


Beihilfe entsprechend dem Tage festzusetzen, an 
dem die Saaten unter Kontrolle gestellt werden. 

Um Spekulationen in Verbindung mit der schwan- 
kenden Höhe der Beihilfe zu verhindern, muß 
dafür gesorgt werden, daß die in den Ölmühlen 
unter Kontrolle gestellten Saaten einheimischer 
Erzeugung vor ihrer Verarbeitung zur Gewinnung 
von Öl nicht der Kontrolle entzogen werden kön- 
nen. Aus diesem Grunde ist die Vergünstigung der 
vorherigen Festsetzung der Beihilfe nur dann zu 
gewähren, wenn eine Kaution hinterlegt wird, die 
sicherstellen soll, daß die Saaten während des Zeit- 
raums, für den die Beihilfe im voraus festgesetzt 
worden ist, unter Kontrolle gestellt werden. Bei 
der Festsetzung dieses Zeitraums ist zu berücksichti- 
gen, daß die Ölmühlen an einer langfristigen Ver- 
sorgung interessiert sind und daß die Berichtigung 
der Beihilfe entsprechend der Entwicklung des Welt- 
marktes mit Schwierigkeiten verbunden ist. 

Um anormalen Verhältnissen auf dem Ölsaaten- 
markt in der Gemeinschaft zu begegnen, ist dafür 
Sorge zu tragen, daß der Betrag der Beihilfe 
geändert und die vorherige Festsetzung ausgesetzt 
werden kann. Zu diesem Zwecke empfiehlt es sich, 
die Vergünstigung der vorherigen Festsetzung erst 
nach Verstreichen einer kurzen Frist im Anschluß 
an die Einreichung des Antrags zu gewähren, wäh- 
rend der die Marktlage beurteilt wird. 

Regelmäßige Terminnotierungen für Raps- und 
Rübsamen sowie Sonnenblumenkerne sind nicht ver- 
fügbar. Die Terminnotierungen für die übrigen Öl- 
saaten können durch eine spezifische Nachfrage be- 
einflußt werden, so daß sie für die tatsächliche Welt- 
markttendenz nicht hinreichend repräsentativ sind. 
Zur Bestimmung des im voraus festgesetzten Bei- 
hilfenbetrags ist der am Tage der Antragstellung 
geltende Betrag entsprechend dem Richtpreis des 
Monats, in dem die Ölsaaten unter Kontrolle gestellt 
werden, und den Preistendenzen bei den Verarbei- 
tungserzeugnissen aus den wichtigsten Ölsaaten zu 
berichtigen. 

Um ein einwandfreies Funktionieren des Bei- 
hilfensystems zu gewährleisten, ist die Einführung 
von Gemeinschaftsbescheinigungen vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
vorgesehene Beihilfe wird unter den in Artikel 27 
festgelegten Bedingungen für Raps- und Rüb- 
samen sowie Sonnenblumenkerne gewährt, die zur 
Gewinnung von öl verarbeitet werden. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1624 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten richten ein Verwaltungskon- 
trollsystem ein, um festzustellen, welche Mengen 
in der Gemeinschaft geerntete Ölsaaten zur Gewin- 
nung von öl verarbeitet werden, und um sicher- 
zustellen, daß die dieser Kontrolle unterliegenden 
Saaten vor ihrer Verarbeitung nicht der Kontrolle 
entzogen werden. 

Artikel 3 

Es wird eine für die gesamte Gemeinschaft gültige 
Bescheinigung eingeführt, die den Nachweis liefern 
soll, daß die in der Gemeinschaft geernteten und 
zur Gewinnung von öl verarbeiteten Saaten unter 
Kontrolle gestellt worden sind und mit der gegebe- 
nenfalls die vorherige Festsetzung des Beihilfen- 
betrags bescheinigt wird. 

Die Bescheinigung wird mit Ausnahme des in 
Artikel 5 Absatz 1 vorgesehenen Falles an dem 
Tage ausgestellt, an dem der Mitgliedstaat die 
Kontrolle der zur Verarbeitung bestimmten Saaten 
in den Ölmühlen übernimmt. 

A r t i k e 1 4 

Die Beihilfe wird in der am Tage der Ausstellung 
der in Artikel 3 genannten Bescheinigung geltenden 
Höhe gewährt. 

Auf Antrag des Betreffenden wird die Höhe der 
Beihilfe jedoch im voraus für einen Zeitraum fest- 
gesetzt, der am Ende des dritten Monats nach dem 
Monat der Antragstellung abläuft. 

A 1 l i k e 1 5 

1. Die Vergünstigung der vorherigen Festsetzung 
der Beihilfe wird von den zuständigen Stellen der 
Mitgliedstaaten am zweiten Werktag nach der An- 
tragstellung durch Ausstellung der in Artikel 3 ge- 
nannten Bescheinigung gewährt. 

ln der Bescheinigung werden die im voraus fest- 
gesetzten Beihilfenbeträge angegeben. 

2. Bei vorheriger Festsetzung der Beihilfe wird die 
Ausstellung der in Artikel 3 genannten Bescheini- 
gung von der Hinterlegung einer Kaution abhängig 
gemacht, die verloren ist, wenn die Saaten während 
des in Artikel 4 Absatz 2 genannten Zeitraums nicht 
in einer Ölmühle innerhalb der Gemeinschaft 
zwecks Verarbeitung unter Kontrolle gestellt wer- 
den. 

Artikel 6 

1. Werden die Saaten, für die die Höhe der Bei- 
hilfe im voraus festgesetzt worden ist, im Monat 
der Einreichung des Antrags auf vorherige Fest- 
setzung in einer Ölmühle unter Kontrolle gestellt, 
so ist die Beihilfe in der am Tage der Antragstel- 
lung geltenden Höhe zu gewähren. 

2. Werden die im vorstehenden Absatz genannten 
Saaten während des in Artikel 4 Absatz 2 erwähnten 


Zeitraums in einem anderen Monat als im Monat 
der Einreichung des Antrags auf vorherige Festset- 
zung in einer Ölmühle unter Kontrolle gestellt, so 
ist die Beihilfe in der am Tage der Antragstellung 
geltenden Höhe, berichtigt entsprechend: 

a) dem Richtpreis des Monats, in dem die Saaten 
unter Kontrolle gestellt werden, 

b) einem Ausgleichsbetrag 
zu gewähren. 

Artikel 7 

Für jeden der drei auf den Monat der Einreichung 
des Antrags auf vorherige Festsetzung folgenden 
Monate ist der in Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b) 
genannte Ausgleichsbetrag unter Berücksichtigung 
des Unterschieds zwischen: 

1. dem Wert der Verarbeitungserzeugnisse der 
wichtigsten Ölstaaten im Monat der Antragstel- 
lung und 

2. den Angeboten und repräsentativen Termin- 
notierungen für diese Erzeugnisse während des 
Monats, für den die Höhe der im voraus fest- 
gesetzten Beihilfe berechnet wird, 

zu berechnen. 

Artikel 8 

1. Im Falle anormaler Verhältnisse auf dem Öl- 
saatenmarkt der Gemeinschaft, namentlich dann, 
wenn die Zahl der Anträge auf vorherige Festset- 
zung der Beihilfe in keinem Verhältnis zum nor- 
malen Absatz der in der Gemeinschaft geernteten 
Saaten zu stehen scheint, kann - — soweit die in 
Artikel 3 genannten Bescheinigungen noch nicht 
ausgestellt worden sind — beschlossen werden, die 
Höhe der Beihilfe zu ändern und die vorherige 
Festsetzung des Beihilfenbetrags auszusetzen, 
soweit dies zur Wiederherstellung des Gleich- 
gewichts zwischen dem Markt der Gemeinschaft und 
dem Weltmarkt erforderlich ist. 

2. Die Höhe der Beihilfe wird unter Anwendung 
eines nach dem Verfahren gemäß Artikel 38 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG festgelegten Berich- 
tigungskoeffizienten geändert. 

3. über die Aussetzung der vorherigen Festset- 
zung der Beihilfe beschließt die Kommission. 

Artikel 9 

1, Die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Ölsaa- 
ten sowie von Mischungen der Erzeugnisse der 
Tarifnummer 12.01 des Gemeinsamen Zolltarifs mit 
einem Anteil an einer oder mehreren Ölsaaten die- 
ser Art von mindestens 10 Gewichtshundertteilen 
unterliegt einer Verwaltungskontrolle, und zwar 
solange, bis sichergestellt ist, daß sie nicht mehr in 
den Genuß der Beihilfe kommen können. 

2. Die Verwaltungskontrolle kann mit der Hinter- 
legung einer Kaution verbunden werden, deren 
Höhe nicht höher sein darf, als erforderlich ist, um 
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jeden Anreiz, die eingeführten Saaten der Kontrolle 
zu entziehen und unberechtigterweise eine Beihilfe 
zu beantragen, zu nehmen. 

Die Kaution wird erstattet, wenn innerhalb einer 
festzusetzenden Frist der Beweis erbracht wird, daß 
die eingeführten Saaten nicht mehr in den Genuß 
der Beihilfe kommen können. 

3. Es wird eine Bescheinigung eingeführt, die bei 
der Einfuhr der in Artikel 1 genannten Ölsaaten 
ausgestellt wird und diese solange begleiten soll, 
bis sichergestellt ist, daß sie nicht mehr in den 
Genuß der Beihilfe kommen können. 


Artikel 10 

1. Der Anspruch auf Beihilfe entsteht im Augen- 
blick der Verarbeitung der Saaten zur Gewinnung 
von öl. 

2. Die Beihilfe wird dem Inhaber der in Artikel 3 
erwähnten Bescheinigung gezahlt. 


Artikel 11 

1. Das Gewicht der in Artikel 1 genannten Öl- 
saaten wird bestimmt 

— bei der Einfuhr, 

— in der Ölmühle, in der die Saaten verarbeitet 
werden sollen, 

— bei eingeführten Saaten, die zu anderen Zwecken 
als zur Ölgewinnung bestimmt sind, wenn sicher- 
gestellt ist, daß diese nicht mehr in den Genuß 
der Beihilfe kommen können, 

2. Die Höhe der Beihilfe und die Höhe der in 
Artikel 9 Absatz 2 genannten Kaution werden an 
Hand des Gewichts berechnet, das entsprechend den 
prozentualen Feuchtigkeitsgehalts- und Fremd- 
besatzunterschieden im Vergleich zu der für die 
Festsetzung des Richtpreises maßgeblichen Stan- 
dardqualität festgestellt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
bestimmt folgendes: Ist der Richtpreis für Raps- 
und Rübsamen sowie Sonnenblumenkerne höher 
als der Weltmarktpreis, so wird für in der Gemein- 
schaft geerntete und verarbeitete Ölsaaten eine 
Beihilfe in Höhe des Unterschieds zwischen diesen 
Preisen gewährt. Nach dem gleichen Artikel legt der 
Rat die Grundsätze fest, nach denen diese Bei- 
hilfe gewährt wird, ferner die Grundsätze, nach 
denen der Betrag der Beihilfe im Falle anormaler 
Verhältnisse festgesetzt wird, die Einzelheiten der 
Überwachung sowie die Vorschriften, nach denen 
eine vorherige Festsetzung des Beihilfenbetrags zu- 
lässig ist. 

2. Der größte Teil der in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten wird zur Gewinnung von öl ver- 
arbeitet. Diese Staaten sind in unmittelbarer Weise 
dem Wettbewerb von Ölsaaten der gleichen Art 
oder konkurrierender Arten ausgesetzt, die zum 
Weltmarktpreis aus Drittländern eingeführt wer- 
den. Es erscheint daher ausreichend, die Beihilfe 
nur für Ölsaaten aus der Gemeinschaft zu gewähren, 
die zur Gewinnung von öl verarbeitet werden. 

3. Die in Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG vorgesehene Beihilfe ist auf die in der Ge- 
meinschaft geernteten Ölsaaten beschränkt. Es muß 
also ein Überwachungssystem eingeführt werden, 
um sicherzusteilen, daß die Beihilfe ausschließlich 
und tatsächlich diesen Saaten zugute kommt. Aus 
praktischen Gründen ist eine Überwachung auf der 
Erzeuger- und Handelsstufe unmöglich. Eine Kon- 
trolle in den Ölmühlen dürfte dagegen am leich- 
testen durchzuführen sein und die geringsten Be- 
trugsmöglichkeiten bieten. 

4. Bei einem solchen System müssen sämtliche 
Einfuhrbewegungen kontrolliert werden, wobei die 
außerhalb des Kontrollsystems bei den Ölmühlen 
abgelieferten Mengen als innerhalb der Gemein- 
schaft erzeugt gelten. Die Einfuhrkontrolle muß bei 
der Verzollung an den Grenzen der Gemeinschaft 
einsetzen und solange andauern, bis sichergestellt 
ist, daß die Saaten nicht mehr in den Genuß der 
Beihilfe kommen können. Um die Kontrolle noch 
wirksamer zu gestalten, könnte sie mit der Hinter- 
legung einer Kaution verbunden werden. 

5. Zwar wird die Beihilfe nur dann gezahlt, wenn 
die Saaten aus der Gemeinschaft tatsächlich zur Ge- 
winnung von öl verarbeitet werden, doch erscheint 
es nicht zweckmäßig, die Höhe der zu zahlenden Bei- 
hilfe von einem derart technischen Faktor wie der 
Pressung abhängig zu machen. Damit der Käufer für 
jede gekaufte Partie eine einheitliche Beihilfe erhält 
und auf diese Weise die Gestehungskosten der Ver- 
arbeitungserzeugnisse leichter kalkulieren kann, er- 
scheint es wirtschaftlich gerechtfertigt, bei der Be- 


rechnung des Beihilfenbetrags den Tag zugrunde 
zu legen, an dem die zur Verarbeitung bestimmte 
Saat von dem Mitgliedstaat unter Kontrolle gestellt 
wird. 

6. Damit die in der Gemeinschaft geernteten Saa- 
ten unter ähnlichen Bedingungen abgesetzt werden 
können wie die eingeführten Saaten, hat der Rat die 
Möglichkeit einer vorherigen Festsetzung der Bei- 
hilfe vorgesehen. Auf diese Weise sind dem Käufer 
von in der Gemeinschaft geernteten Saaten die Ge- 
stehungskosten zum Zeitpunkt des Kaufs bekannt. 

Bei der Festlegung der Zeitspanne für die vorherige 
Festsetzung der Beihilfe ist logischerweise zu be- 
rücksichtigen, daß die Verarbeitungsindustrie auf 
dem Weltmarkt mehrere Monate im voraus Termin- 
geschäfte abschließen kann. 

Andererseits ist jedoch auch zu berücksichtigen, daß 
die gewährte Beihilfe entsprechend den Weltmarkt- 
tendenzen zu berichtigen ist, wenn Spekulationen 
vermieden werden sollen, welche die Gemeinschafts- 
finanzen erheblich belasten würden. Diese Tenden- 
zen sind jedoch um so schwieriger abzuschätzen, je 
länger der Zeitraum ist, für den sie erfaßt werden 
sollen. 

Durch die Schaffung der Möglichkeit, die Beihilfe 
im voraus für einen am Ende des dritten Monats 
nach dem Monat der Antragstellung ablaufenden 
Zeitraum festzusetzen, kann also die Berücksichti- 
gung der Handelsgepflogenheiten mit der Notwen- 
digkeit in Einklang gebracht werden, den Welt- 
markttendenzen mit hinreichender Genauigkeit 
Rechnung zu tragen. 

7. Die Beihilfe soll den Absatz von Ölsaaten aus 
der Gemeinschaft zu wettbewerbsfähigen Preisen 
im Vergleich zu dem Preis des eingeführten Erzeug- 
nisses ermöglichen. Sobald sich die Beihilfe aus ir- 
gendwelchen Gründen anders auswirkt, kann eine 
Störung des Marktes der Gemeinschaft in der Form 
eintreten, daß der Absatz von innerhalb der Ge- 
meinschaft geernteten Saaten stockt und infolgedes- 
sen unter Umständen die Angebote bei den Inter- 
ventionsstellen zunehmen oder aber allzu zahlreiche 
Anträge auf vorherige Festsetzung der Beihilfe ge- 
stellt werden. In beiden Fällen kann dies mit un- 
nötigen Kosten für die Gemeinschaft verbunden sein. 
Sobald sich also eine anormale Situation bestätigt, 
müßte zur Unterbindung ihrer Auswirkungen einge- 
schritten werden. Als Maßnahmen hierfür kämen in 
Frage: eine Änderung der Beihilfe oder die Ausset- 
zung der Möglichkeit zur vorherigen Festsetzung 
der Beihilfe, 

Um diese Aussetzung so wirkungsvoll wie möglich 
zu gestalten, erscheint es notwendig, zwischen der 
Einreichung des Antrags auf vorherige Festsetzung 
und dem Zeitpunkt, zu dem die Verpflichtung für 
den Mitgliedstaat unwiderruflich wird, eine Frist 
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vorzusehen. Diese Frist muß jedoch auf das zur Er- 
reichung des angestrebten Ziels unbedingt notwen- 
dige Mindestmaß beschränkt werden, und zwar in 
der Weise, daß die normalen Handelstransaktionen 
nicht beeinträchtigt werden. 

8. Es muß dafür gesorgt werden, daß die im vor- 
stehenden Absatz erwähnten Maßnahmen mit größ- 
ter Schnelligkeit ergriffen werden können und die 
gesamte Gemeinschaft erfassen. Namentlich der Be- 
schluß, die Ausstellung der Bescheinigung auszuset- 
zen, müßte grundsätzlich vor Ablauf des Tages ge- 
faßt werden können, der auf den Eintritt der anor- 
malen Verhältnisse folgt. 

Dies kann geschehen, wenn die Kommission darüber 
zu beschließen hat. 

9. Das einwandfreie Funktionieren der in Durch- 
führung von Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG vorgesehenen Regelung macht die Einführung 
von Bescheinigungen notwendig, die innerhalb der 
gesamten Gemeinschaft Gültigkeit haben müssen, 
damit ein echter einheitlicher Markt geschaffen wer- 
den kann. 

10. Die Grundsätze und Modalitäten dieser Verord- 
nung sind durch die spezifischen Merkmale der 
Märkte der betreffenden Erzeugnisse bestimmt. Für 
vergleichbare Maßnahmen für andere Ölsaaten un- 
ter abweichenden Marktbedingungen würden sie 
nach Ansicht der Kommission nicht zwangsläufig 
gleich sein. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Festlegung der Richtpreise und Interventionsgrund- 
preise für Ölsaaten für das Wirtschaftsjahr 1967/68 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Grund der Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
insbesondere Artikel 22 Absatz 1, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung folgender Gründe: 

Nach Artikel 22 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
muß für jede Ölsaatenart ein einheitlicher Richt- 
preis für die Gemeinschaft und ein Interventions- 
grundpreis festgelegt werden. 

Der Richtpreis muß unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeit, in der Gemeinschaft das erforder- 
liche Produktionsvolumen aufrechtzuerhalten, in einer 
für den Erzeuger angemessenen Höhe festgesetzt 
werden. Dies kann in der Weise geschehen, daß 
der Richtpreis so festgesetzt wird, daß einmal die 
Erzeuger den Erlös erhalten, den sie erhielten, 
bevor es eine gemeinsame Marktorganisation für 
Fette gab, und das nötige Gleichgewicht zwischen 
den Preisen der wichtigsten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse aufrechterhalten wird. 

Die Spanne zwischen Richtpreis und Interven- 
tionsgrundpreis muß so bemessen sein, daß sich 
der Marktpreis mit der Beihilfe nach Artikel 27 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG den normalen Kon- 
junkturschwankungen anpassen kann, ohne die 
Stabilität der Verbraucherpreise zu gefährden. 

Wenn die Ölsaaten aus den Hauptanbaugebie- 
ten der Gemeinschaft in den Hauptzuschußgebieten 
mit eingeführten Ölsaaten konkurrieren sollen, muß 
der Interventionsgrundpreis für einen Ort in einem 
Gebiet mit einem sehr großen Zuschußbedarf, näm- 
lich Ravenna, festgelegt werden. 

Die Preise müssen für bestimmte Standardquali- 
täten von Ölsaaten festgesetzt werden. Bei der 
Bestimmung der Standardqualität ist von der 
Durchschnittsqualität der Ernte der Gemeinschaft 
auszugehen. 
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Maßgebend für Beginn und Ende des Wirtschafts- 
jahres ist der Beginn der Ernte, einmal von Raps- 
und Rübsamen und zum anderen von Sonnen- 
blumenkernen, in den Hauptanbaugebieten der 
Gemeinschaft — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Das Wirtschaftsjahr für Raps- und Rübsamen be- 
ginnt am 1. Juli und endet am 30. Juni. Das Wirt- 
schaftsjahr für Sonnenblumenkerne beginnt am 
1. Oktober und endet am 30. September. 

Artikel 2 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 betragen die Richt- 
preise für Raps- und Rübsamen sowie Sonnenblu- 
menkerne auf der Großhandelsstufe ohne Steuern 
20,25 Rechnungseinheiten je 100 kg. 

Artikel 3 

Im Wirtschaftsjahr 1967/68 betragen die Interven- 
tionsgrundpreise für Raps- und Rübsamen sowie 
Sonnenblumenkerne auf der Großhandelsstufe ohne 
Steuern 19,25 Rechnungseinheiten je 100 kg. 

Die Interventionsgrundpreise gelten für Ravenna. 

Artikel 4 

Die in Artikel 2 und 3 genannten Preise gelten 
für lose Ware und Handelsgut mittlerer Art und 
Güte: 

1. Raps- und Rübsamen: 2 Vo Fremdbestandteile und 
bei teile quelle- Ware lOVo Feuchtigkeits- und 
42 Vo Ölgehalt 

2. Sonnenblumenkerne: 2 Vo Fremdbestandteile und 
bei teile quelle- Ware 10 % Feuchtigkeits- und 
40% Ölgehalt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Der Ministerrat hat auf seiner 191, Tagung den 
Richtpreis und den Interventionsgrundpreis für Raps- 
und Rübsamen sowie Sonnenblumenkerne für das 
Wirtschaftsjahr 1967/68 festgesetzt. Danach beträgt 
der Richtpreis 20,25 Rechnungseinheiten und der In- 
terventionsgrundpreis 19,25 Rechnungseinheiten je 
100 kg. 

Auf der gleichen Ratstagung war beschlossen wor- 
den, daß diese Preise bei Raps- und Rübsamen für 
eine Ware mit 2^/o Fremdbestandteilen 10 ^/o 
Feuchtigkeitsgehalt und 42 ®/o Ölgehalt bei Sonnen- 
blumenkernen für eine Ware mit 2 ®/o von Bestand- 
teilen 10 Vo Feuchtigkeitsgehalt und 40 Vo Ölgehalt 
gelten sollten. 

Nach Artikel 22 Abs. 1 der Ratsverordnung Nr. 
136/66/EWG muß außerdem noch festgelegt werden, 
für welchen Ort der Interventionsgrundpreis berech- 
net werden soll und wann das Wirtschaftsjahr be- 
ginnt und endet. 

2. Der Interventionsgrundpreis muß dort festge- 
setzt werden, wo ein sehr starker Zuschußbedarf 
besteht und große Ölmühlen vorhanden sind, die 
pflanzliche öle herstellen und damit eine natürliche 
Anziehungskraft auf die Ölsaaten aus dem EWG- 
Raum ■ ausüben, RAVENNA in Norditalien erfüllt 
diese Voraussetzungen. 

3. Beginn und Ende des Wirtschaftsjahres sind je 
nach der Lage des Anbaugebiets verschieden. Bei 
der Festsetzung wurde von wichtigsten Anbaugebie- 
ten einmal für Raps- und Rübsamen und zum an- 
deren für Sonnenblumenkerne ausgegangen. 

4. Die Grundsätze und Modalitäten dieser Verord- 
nung sind durch die spezifischen Merkmale der 
Märkte der betreffenden Erzeugnisse bestimmt. Für 
vergleichbare Maßnahmen für andere Ölsaaten un- 
ter abweichenden Marktbedingungen würden sie 
nach Ansicht der Kommission nicht zwangsläufig 
gleich sein. 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1624 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festsetzung der Kriterien für die Bestimmung des Welt- 
marktpreises für Ölsaaten und des Grenzübergangsortes 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 29 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
sind die Kriterien für die Bestimmung des Welt- 
marktpreises und Raps- und Rübsamen sowie für 
Sonnenblumenkerne und der Grenzübergangsort der 
Gemeinschaft für den diese Preise errechnet werden, 
festzusetzen. 

Diese Preise müssen unter Zugrundelegung der 
günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem Welt- 
markt ermittelt werden. 

Zu diesem Zweck muß die Kommission alle An- 
gebote auf dem Weltmarkt, von denen sie Kenntnis 
erhält, sowie alle Notierungen an den für den inter- 
nationalen Handel wichtigen Börsenplätzen in Be- 
tracht ziehen. Sie darf jedoch bestimmte Angebote, 
die ihrer Meinung nach nicht als repräsentativ für 
die tatsächliche Markttendenz angesehen werden 
können, nicht berücksichtigen; ebenso müssen die 
langfristigen Angebote und Preise ausgeschaltet 
werden, die nicht die Situation bei den Erzeug- 
nissen, die unmittelbar abgesetzt werden können, 
widerspiegeln. 

Liegen keine Angebote und Notierungen vor, die 
bei der Ermittlung des Weltmarktpreises zugrunde 
gelegt werden können, muß dieser Preis anhand 
des letzten bekannten Wertes für die aus der Ver- 
arbeitung dieser Saaten gewonnenen Mengen öl 
und Ölkuchen errechnet werden. 

Bei der Bestimmung des Grenzübergangsortes ist 
zu berücksichtigen, ob dieser Ort für die Einfuhr der 
Ölsaaten repräsentativ ist und ob sich dort bedeu- 
tende Industrien befinden, die die eingeführten Öl- 
saaten verarbeiten. Daher erscheint es angebracht, 
den Hafen von Rotterdam als Grenzübergangsort 
der Gemeinschaft zu wählen. Gelten die in Betracht 
gezogenen Angebote und Preise für einen anderen 
Grenzübergangsort, müssen sie berichtigt werden. 
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Für die in Betracht gezogenen Angebote und 
Preise sind Berichtigungen vorzusehen, zum Aus- 
gleich etwaiger Abweichungen von der Auf- 
machung oder der Qualität, für die der Richtpreis 
festgesetzt worden war. 

Bei der Ermittlung des Weltmarktpreises ist der 
Notwendigkeit Rechnung zu tragen, daß der unter- 
schiedliche wirtschaftliche Vorteil, der sich aus der 
Verarbeitung der einzelnen Ölsaatenarten ergibt, 
für die Verarbeitungsindustrien der Gemeinschaft 
keinen Anreiz bieten darf, eine bestimmte Ölsaaten- 
art anderen Ölsaaten vorzuziehen. Zu diesem 
Zweck sind entsprechende Berichtigungen der in 
Betracht gezogenen Preise vorzusehen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission ermittelt in regelmäßigen Zeit- 
abständen einen Weltmarktpreis für Raps- und Rüb- 
samen sowie einen Weltmarktpreis für Sonnen- 
blumenkerne. 

2. Bei der Bestimmung des Weltmarktpreises be- 
rücksichtigt die Kommission alle Angebote auf dem 
Weltmarkt, von denen sie über die Mitgliedstaaten 
oder aus eigenen Ermittlungen Kenntnis erhalten 
hat, sowie die Notierungen an den wichtigen inter- 
nationalen Börsenplätzen. 

3. Die Kommission ermittelt diesen Preis unter Zu- 
grundelegung der tatsächlich günstigsten Einkaufs- 
möglichkeiten unter Ausschluß der Angebote und 
Notierungen: 

a) die sich nicht auf eine Verschiffung beziehen, die 
innerhalb einer bestimmten Frist nach dem Zeit- 
punkt der Festsetzung des Weltmarktpreises er- 
folgen muß; 

b) die nicht als repräsentativ für die tatsächliche 
Tendenz des Weltmarktes angesehen werden 
können. 

Artikel 2 

Kann kein Angebot und keine Notierung für die 
Ermittlung des Weltmarktpreises für eine Ölsaaten- 
art berücksichtigt werden, bestimmt die Kommission 
diesen Preis an Hand des Wertes der durchschnitt- 
lichen Mengen öl und Ölkuchen, die in der Ge- 
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meinschaft aus der Verarbeitung von 100 kg dieser 
Ölsaatenart gewonnen werden, abzüglich eines Be- 
trags, der den Kosten der Verarbeitung dieser Öl- 
saaten zu Öl und Ölkuchen entspricht. 

Artikel 3 

Kann kein Angebot und keine Notierung für die 
Ermittlung des Weltmarktpreises für eine Ölsaaten- 
art berücksichtigt werden und kann ferner der Wert 
des aus dieser Ölsaatenart gewonnenen Öls und 
Ölkuchens nicht festgestellt werden, wird der Welt- 
marktpreis an Hand der letzten bekannten Werte 
für öl und Ölkuchen festgesetzt und zur Berück- 
sichtigung der Entwicklung der Weltmarktpreise der 
konkurrierenden Erzeugnisse nach den Vorschriften 
des Artikels 2 berichtigt. 

Artikel 4 

Zur Ermittlung der in Artikel 1 genannten Preise 
wird Rotterdam zum Grenzübergangsort der Ge- 
meinschaft bestimmt. 

Artikel 5 

Die Kommission ermittelt den Weltmarktpreis für 
in Rotterdam gelieferte lose Ölsaaten der Standard- 
qualität, für die der Richtpreis festgesetzt worden 
war. 

Bei den Angeboten und Notierungen, die nicht 
den vorgenannten Bedingungen entsprechen, nimmt 


die Kommission die erforderlichen Berichtigungen 
vor. 

Artikel 6 

Bei der Ermittlung des Weltmarktpreises für eine 
Ölsaatenart wird der zugrunde gelegte Preis um 
einen Betrag berichtigt, der höchstens gleich der 
Spanne ist zwischen: 

- der Differenz zwischen dem Preis für 100 kg 
Raps- oder Rübsamen oder Sonnenblumenker- 
nen zuzüglich der Verarbeitungskosten und der 
Summe der Preise für die Mengen Öl- und Öl- 
kuchen, die bei der Verarbeitung dieser Ölsaa- 
tenart gewonnen wurden einerseits und 

— der Differenz zwischen dem Preis für 100 kg einer 
oder mehrerer anderer Ölsaatenarten zuzüglich 
der Verarbeitungskosten und zwischen der 
Summe der Preise für die Mengen öl und Öl- 
kuchen, die aus ihrer Verarbeitung hervorgegan- 
gen sind, andererseits. 

Artikel 7 

Die Durchführungsmodalitäten zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren nach Artikel 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr, 136/66/EWG sieht für in- 
nerhalb der Gemeinschaft geerntete und verarbeitete 
Raps- und Rübsamen sowie Sonnenblumenkerne 
die Gewährung einer Beihilfe vor, die grundsätzlich 
gleich der Differenz zwischen dem Richtpreis und 
dem Weltmarktpreis ist. In Artikel 29 dieser Ver- 
ordnung heißt es, daß der Weltmarktpreis, der für 
einen Grenzübergangsort der Gemeinschaft errechnet 
wird, unter Zugrundelegung der günstigsten Ein- 
kaufsmöglichkeiten ermittelt wird, wobei die Preise 
ggf. berichtigt werden, um den Preis konkurrie- 
render Erzeugnisse Rechnung zu tragen. 

2. Bei der Bestimmung des Grenzübergangsorts 
der Gemeinschaft ist dem repräsentativen Charakter 
für die Einfuhren der gesamten Ölsaaten und pflanz- 
lichen öle und dem Vorhandensein bedeutender In- 
dustrien, die eingeführte und gemeinschaftliche Wa- 
ren verarbeiten, Rechnung zu tragen. Rotterdam 
dürfte diesen Anforderungen genügen. 

3. Da der Weltmarktpreis einer der Faktoren ist, 
die für die Höhe der Beihilfe für gemeinschaftliche 
Ölsaaten ausschlaggebend sind, scheint es notwen- 
dig, ihn für Ölsaaten der Qualität und Vermark- 
tungsstufe, die bei der Bestimmung des Richtpreises 
zugrunde gelegt wurden, festzusetzen. 

4. Die Notwendigkeit, die günstigsten Einkaufs- 
möglichkeiten zugrunde zu legen, kann nicht dazu 
führen, Angebote zu berücksichtigen, die nicht für 
den Weltmarkt repräsentativ sind, weil sie sich auf 
zu langfristige Terminkäufe beziehen oder weil sie 
nicht als repräsentativ für die tatsächliche Tendenz 
des Weltmarktes angesehen werden können. 

5. Die Enge des internationalen Marktes für Raps 
und in geringerem Maße auch für Sonnenblumen- 
kerne kann dazu führen, daß während bestimmter 
Zeiträume des Jahres keine repräsentativen Preise 


für diese Ölsaaten ermittelt werden können. In diesem 
Fall scheint es demnach notwendig, die Methode für 
die Ermittlung des Weltmarktpreises für diese Öl- 
saaten festzulegen. Da die Preise der Ölsaaten im 
allgemeinen von dem Preis abhängen, der bei dem 
Verkauf ihrer Verarbeitungserzeugnisse erzielt 
wird, dürfte es wirtschaftlich gerechtfertigt sein und 
auch zu einem zufriedenstellenden Ergebnis führen, 
den Preis der Ölsaaten anhand des Wertes der öl- 
mengen und der Ölkuchen, die aus diesen gewon- 
nen werden können, zu ermitteln. 

6. Die vorgenannten Kriterien für die Ermittlung 
des Weltmarktpreises für Ölsaaten könnten jedoch 
nicht genügen, um eine Beihilfe zu bestimmen, die 
den Absatz der Gemeinschaftsproduktion gewähr- 
leisten kann. Der Handel hat nämlich die Wahl zwi- 
schen dem Kauf der Ölsaat der Gemeinschaft und 
dem Kauf der gleichen Ölsaat oder einer konkurrie- 
renden Ölsaat auf dem Weltmarkt. Ausschlaggebend 
für ihre Wahl ist das größere wirtschaftliche Inter- 
esse dieser Geschäfte. Damit der Kauf von Ölsaaten 
aus der Gemeinschaft zumindest ebenso interessant 
ist wie der Kauf anderer Ölsaaten, erscheint es not- 
wendig, einerseits den Gewinn, den der Handel von 
dem Verkauf des Öls und der Ölkuchen aus Ölsaa- 
ten der Gemeinschaft erzielen kann, mit demjeni- 
gen, den er beim Verkauf der gleichen Erzeugnisse 
aus eingeführten Ölsaaten erhoffen kann, zu ver- 
gleichen und andererseits der etwaigen Differenz bei 
der Ermittlung des Weltmarktpreises Rechnung zu 
tragen. 

7. Die Grundsätze und Modalitäten dieser Verord- 
nung sind durch die spezifischen Merkmale der 
Märkte der betreffenden Erzeugnisse bestimmt. Für 
vergleichbare Maßnahmen für andere Ölsaaten un- 
ter abweichenden Marktbedingungen würden sie 
nach Ansicht der Kommission nicht zwangsläufig 
gleich sein. 
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